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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 2/16 BH 
 
L 4 SB 122/15 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 7 SB 266/13 (SG Trier) 
 
 
 
…………………,  
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2 - 20, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. April 2016 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l   sowie die Richterin   Dr.  R o o s     

und den Richter   O t h m e r     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 27. Januar 2016 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG Rheinland-Pfalz vom 27.1.2016 - ihm zugestellt am 24.2.2016 - mit einem von ihm 

selbst unterzeichneten Schreiben vom 14.3.2016, das am 22.3.2016 beim BSG eingegangen ist, 

die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt. Mit Schreiben vom 7.4.2016, beim 

BSG eingegangen am 11.4.2016, hat der Kläger das Ruhen des Verfahrens beantragt. 

 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf PKH unter Beiordnung eines anwaltlichen Bevollmächtigten. 

Voraussetzung für die Bewilligung von PKH und der damit verbundenen Beiordnung eines 

Rechtsanwalts ist nach der Rechtsprechung des BSG im Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision in einem Urteil des LSG, dass sowohl der (grundsätzlich formlose) 

Antrag auf Bewilligung von PKH als auch die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftli-

chen Verhältnisse (Erklärung) in der für diese gesetzlich vorgeschriebenen Form (§ 73a Abs 1 

S 1 SGG, § 117 Abs 2 bis 4 ZPO) bis zum Ablauf der Beschwerdefrist beim BSG eingereicht 

werden (vgl BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 und 3; BGH VersR 1981, 884; BFH/NV 1989, 802; 

BVerfG SozR 1750 § 117 Nr 2 und 6). Darauf ist der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung, die 

dem angefochtenen Urteil beigefügt war, sowie mit Schreiben der Berichterstatterin vom 

23.3.2016 ausdrücklich hingewiesen worden. Der Kläger hat die Erklärung über seine persönli-

chen und wirtschaftlichen Verhältnisse bisher nicht, und damit nicht innerhalb der Monatsfrist für 

die Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde (§ 160a Abs 1 S 2, § 64 Abs 2 SGG), beim BSG 

eingereicht. Diese Frist begann mit der Zustellung des LSG-Urteils am 24.2.2016 und endete mit 

dem Ablauf des 24.3.2016.  

 

Da dem Kläger keine PKH zusteht, kann er auch nicht die Beiordnung eines Rechtsanwalts 

beanspruchen (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Ein Ruhen des Verfahrens - wie vom Kläger beantragt - kommt schon deshalb nicht in Betracht, 

da - ungeachtet der weiteren Voraussetzungen - die Antragstellung erst mit Schreiben vom 

7.4.2016 und damit nach Ablauf der am 24.3.2016 endenden Rechtsmittelfrist erfolgt ist.  
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